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gegen die Gehalts gr en z e für di e K ran k e n v ers i ch e ru n g s p f 1 i c h t..

Der neue Entwurf der Sozial versichertng beinhaltet mit einer 

kleinen Abänderung des vorn al i gen Entwurf es w.iedor die Pes’*-im-• 

nun g einer Gehaltsgrenze für die Krankenversicherung -

Auch der neue Vorschlag der Regierung erscheint 

ganz unakzeptabel. Die Regierung feeht von der Annahme aus,dass 

Angestellte,die ein monatliches Einkommen von mehr als 200 K. 

resp. 300 K haben,in der Lage wären,auch auf die gesetzliche 

Krankenfürsorge zu verzichten « Sie meint,dass Angestellte mit 

solchen Einkommen auch ohne Krankengo-Ldbezug in der Lage sind, 

die Kosten der ärztlichen Behandlung und der Heilbehelfe aus 

eigenem zu bestreiten und dass sie die grossen Lasten einer 

langwierigen Krankheit auf sich nehmen kennten. Die Regierung 

spricht von dem Einkommen der Angestellter„dass sie beziehen, 

solange sie arbeitsfähig und angestellt sind. Sie denkt aber 

nicht daran,Sass für den kranken Angestellten ausschliesslich 

das Einkommen massgebend sein kann,das ei im Falle der Krank­

heit bezieht. Die Erfahrung lehre,dass mit längerer Krankheit 

faet immer auch die Stellenlosigkeit ®it allen ihren traui’ii e 

Folgen verbunden ist. Wenn also einer so grossen Anzahl von 

Kassenmitgliedern die gesetzliche Krankenfürsorge entzogen we 

den soi Ito, so würde jede- Krankhei-ü von verheerenden Fo?. gen 

für diese Angestellten und ihre Angehörigen begleitet sein.

Auch die Krankenkassen selbst haben das grösste 

Interesse,dass für die gesetzlichhi Krankenversicherung keiner­

lei Beschränkung gelte, Gestützt aj;f die heutige unbeschränkt ; 

Varsicherungspf1icht haben manche Krankenkassen wolt über Hon 

Rahmen ihrer gesetzlichen Verpf11c^tung Wohlfuhrtsinsratut o- 

nen für ihre Mitglieder goschaf•‘’cm.dio oben nur möglich warer 



und die nur aufrecht erhalten werden können,wenn der Kreis 

der Versicherungspf richtigen Arbeiter und Angestellten keiner­

lei Einengung erfährt. Dio auch von allen Kasso?imitglfedern, 

Behörden und sonstigen öffentlichen Faktoren anerkannte her­

vorragende Leistungsfähigkeit vieler Krankenkassen müsste durer 

jode Einschränkung dor Krankenversicherung leiden. Denn wenn 

eine solche Krankenkassa nur die schlecht bezahlten,also die 

schlechte Risk en bildenden Angestellten umfasst,so ist @b zwg|> 
feilos,dass.das oino sehr beträchtliche und für die Versicher­

ten sehr schädliche Einschränkung der Leistungen zur Folge ha­

ben müsste.

Die Delegiertonversammlung des Verbandes der

Bozirkskrankenkasson Mährens und Schlesiens fordert,dass der 

Vorschlag dor Regierung abgelohnt werde und dass nach wie- vor 

die so wohltätig wirkende,durch nichts beschränkte gesetzliche 

Krankenversicherung für alle Angestellten in Geltung bleibe.


